Stellungnahme

zum Artkikel 1 des Entwurfs eines Bundesgesetzes mit dem das Qualitätssicherungsgesetz erlassen und das Wirtschaftstreuhandberufsgesetz – WTBG geändert wird


Begriffsbestimmungen

§ 1.
Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind bzw. ist

1.
„Abschlussprüfungen“ Pflichtprüfungen nach österreichischem Recht,

2.
„Abschlussprüfer“ alle natürlichen Personen, die Abschlussprüfungen vornehmen,

3.
„Prüfungsgesellschaften“ alle Unternehmen – gleich welcher Rechtsform – einschließlich der Revisionsverbände, die Abschlussprüfungen vornehmen und

4.
„Revisionsverbände“ alle jene Vereine und Genossenschaften, die gemäß § 19 des Genossenschaftsrevisionsgesetzes, BGBl. I Nr. 127/1997, als Revisionsverbände anerkannt wurden.

5.
der „Sparkassen-Prüfungsverband” eine Körperschaft öffentlichen Rechts gemäß § 24 des Sparkassengesetzes, BGBl. Nr. 64/1979 in der geltenden Fassung.

Begriffsbestimmungen

§ 1. 
Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind bzw. ist
1. 
„Abschlussprüfungen“ Pflichtprüfungen nach österreichischem Recht,

2. 
„Abschlussprüfer“ alle natürlichen Personen, die Abschlussprüfungen vornehmen,

3. 
„Prüfungsgesellschaften“ alle Unternehmen – gleich welcher Rechtsform –  einschließlich des Sparkassen-Prüfungsverbandes, die Abschlussprüfungen vornehmen, sowie Revisionsverbände,
4.
„Revisionsverbände“ alle jene Vereine und Genossenschaften, die gemäß § 19 des Genossenschaftsrevisionsgesetzes, BGBl. I Nr. 127/1997, als Revisionsverbände anerkannt wurden, und 

5.
der „Sparkassen-Prüfungsverband” eine Körperschaft öffentlichen Rechts gemäß § 24 des Sparkassengesetzes, BGBl. Nr. 64/1979 in der geltenden Fassung.
Änderung(en) des Beirats:
Prüfungsgesellschaften gemäß § 1 Z. 3 nF umfassen alle Unternehmen unabhängig von deren Rechtsform (somit auch insbesondere den Sparkassen-Prüfungsverband), die Abschlussprüfungen vornehmen, UND Revisionsverbände.
Begründung(en) des Beirats:
Unter § 1 Z. 3 idgF werden die Revisionsverbände als Unternehmen, die Abschlussprüfungen vornehmen, bezeichnet. Dies ist zu korrigieren, denn die Abschlussprüfung nimmt nicht der Revisionsverband, sondern der von diesem bestellte Revisor vor. Wenn man die Revisionsverbände mit einem eigenständigen qualitätssicherungsrechtlichen Begriff der „Prüfungsgesellschaften“ erfassen will, muss man § 1 Z. 3 idgF umformulieren. Bei der Gelegenheit kann man auch klarstellen, dass der Sparkassen-Prüfungsverband Prüfungsgesellschaft ist.
Qualitätssicherungsmaßnahmen

§ 2.

(1)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, Maßnahmen zu setzen, die eine hohe Qualität und eine laufende Verbesserung der Qualität der von ihnen durchzuführenden Prüfungen gewährleisten.

(2)
Die zu setzenden Qualitätssicherungsmaßnahmen haben auf der Grundlage allgemein anerkannter nationaler und internationaler Prüfungsstandards und Berufsgrundsätze jedenfalls zu umfassen:

1.
Maßnahmen, welche die Wahrung der Unabhängigkeit gewährleisten,

2.
Maßnahmen betreffend die Auswahl, den Einsatz und die Beaufsichtigung der Mitarbeiter,

3.
Maßnahmen betreffend die Aus- und Weiterbildung des Abschlussprüfers und seiner Mitarbeiter und

4.
Maßnahmen betreffend die qualitativ hochwertige Abwicklung von Pflichtprüfungen.

(3)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften unterliegen hinsichtlich ihres Prüfungsbetriebes externen Qualitätsprüfungen entsprechend den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

(4)
Anstelle des Abschlussprüfers unterliegt der Prüfungsbetrieb des Revisionsverbandes externen Qualitätsprüfungen entsprechend den Bestimmungen dieses Bundesgesetz, wenn der Abschlussprüfer für den Revisionsverband tätig wird und ihm der Revisionsverband die Methode der Qualitätssicherung vorgibt. Es gelten die für Prüfungsgesellschaften anzuwendenden Vorschriften der Qualitätskontrolle.

(5)
Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes gelten sinngemäß auch für freiwillige externe Qualitätsprüfungen.

Qualitätssicherungsmaßnahmen

§ 2.

(1) 
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, Maßnahmen zu setzen, die eine hohe Qualität und eine laufende Verbesserung der Qualität der von ihnen durchzuführenden Abschlussprüfungen gewährleisten.

(2) 
Die zu setzenden Qualitätssicherungsmaßnahmen haben auf der Grundlage allgemein anerkannter nationaler und internationaler Prüfungsstandards und Berufsgrundsätze jedenfalls zu umfassen:

1. 
Maßnahmen, welche die Wahrung der Unabhängigkeit gewährleisten,

2. 
Maßnahmen betreffend die Auswahl, den Einsatz und die Beaufsichtigung der Mitarbeiter,

3. 
Maßnahmen betreffend die Aus- und Weiterbildung des Abschlussprüfers und seiner Mitarbeiter sowie der Mitarbeiter der Prüfungsgesellschaft und

4. 
Maßnahmen betreffend die qualitativ hochwertige Abwicklung von Abschlussprüfungen.

(3) 
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften unterliegen hinsichtlich ihres Prüfungsbetriebes externen Qualitätsprüfungen entsprechend den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

(4) 
Anstelle des Abschlussprüfers unterliegt der Prüfungsbetrieb des Revisionsverbandes externen Qualitätsprüfungen entsprechend den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, wenn der Abschlussprüfer für den Revisionsverband tätig wird und ihm der Revisionsverband die Methode der Qualitätssicherung vorgibt. Es gelten die für Prüfungsgesellschaften anzuwendenden Vorschriften der Qualitätskontrolle.
(5) 
Sofern bei einer freiwilligen externen Qualitätsprüfung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes sinngemäß eingehalten werden, kann eine Bescheinigung im Sinne des § 15 erteilt werden.
Änderung(en) des Beirats:
Gemäß § 2 Abs. 2 Z 3 nF gilt das Aus- und Weiterbildungserfordernis auch für die Mitarbeiter der Prüfungsgesellschaften.

§ 2 Abs. 5 nF sieht vor, dass im Falle einer freiwilligen externen Qualitätsprüfung eine Bescheinigung im Sinne dieses Bundesgesetzes erteilt werden kann, wenn bei dieser freiwilligen externen Qualitätsprüfung alle Vorschriften dieses Bundesgestzes eingehalten worden sind. Die Entscheidung liegt gemäß § 19 Abs. 6 idgF im Ermessen des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen.
Begründung(en) des Beirats:

Die vorgeschlagene Formulierung dient der Klarstellung.
Externe Qualitätsprüfung

§ 3.

(1)
Im Rahmen der externen Qualitätsprüfungen sind alle gesetzten Qualitätssicherungsmaßnahmen, welche im Zusammenhang mit der Durchführung von Abschlussprüfungen stehen, zu prüfen.

(2)
Die Prüfung der Qualitätssicherungsmaßnahmen hat jedenfalls zu umfassen

1.
die Qualität der in § 2 Abs. 2 aufgezählten Maßnahmen,

2.
die Qualität des internen Qualitätskontrollsystems,

3.
die Qualität der Maßnahmen, die der Einhaltung der allgemein anerkannten Prüfungsstandards, der Berufsgrundsätze und der Standesregeln dienen, und

4.
die Qualität der Berichte über die Abschlussprüfungen.

(3)
Die externen Qualitätsprüfungen haben durch Einschau durch Qualitätsprüfer zu erfolgen.

Externe Qualitätsprüfung

§ 3.

(1)
Im Rahmen der externen Qualitätsprüfungen sind alle gesetzten Qualitätssicherungsmaßnahmen, welche im Zusammenhang mit der Durchführung von Abschlussprüfungen stehen, zu prüfen.

(2)
Die Prüfung der Qualitätssicherungsmaßnahmen hat jedenfalls zu umfassen

1.
die Qualität der in § 2 Abs. 2 aufgezählten Maßnahmen,

2.
die Qualität des internen Qualitätskontrollsystems,

3.
die Qualität der Maßnahmen, die der Einhaltung der allgemein anerkannten Prüfungsstandards, der Berufsgrundsätze und der Standesregeln dienen, und

4. 
die Qualität der Berichte über die Abschlussprüfungen.

(3) 
Die externen Qualitätsprüfungen haben durch Einschau der Qualitätsprüfer zu erfolgen.

Intervalle der externen Qualitätsprüfungen

§ 4.


(1)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, sich im Abstand von jeweils drei Jahren einer externen Qualitätsprüfung zu unterziehen.
(2)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften dürfen einen Auftrag zur Abschlussprüfung nur bei Vorliegen einer Bescheinigung gemäß § 15 annehmen.
Änderung(en) des Beirats:

Gemäß § 4 Abs. 1 nF soll das verpflichtende Dreijahresintervall für ALLE Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften gelten.

§ 4 Abs 2 nF stellt klar, dass ein Auftrag zur Abschlussprüfung nur dann angenommen werden darf, wenn eine Bescheinigung im Sinne dieses Bundesgesetzes vorliegt und somit der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft das verpflichtende Dreijahresintervall eingehalten haben.
Begründung(en) des Beirats:
Der Beirat ist der Auffassung, dass Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften dem international üblichen Dreijahresintervall unterliegen sollen. Der Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Prüfung des Jahresabschlusses und des konsolidierten Abschlusses und zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (in der Folge: Richtlinienvorschlag) sieht zwar als Maximalzeitraum einen solchen von sechs Jahren vor. Der Beirat sieht jedoch im Hinblick auf die Sicherung einer hohen Qualität der Abschlussprüfung ein kürzeres Intervall für sinnvoll.
Da derzeit die einschlägigen Gesetze (HGB, BWG, VAG etc.) eine Bescheinigung noch nicht als Voraussetzung für eine Bestellung eines Abschlussprüfers bzw einer Prüfungsgesellschaft enthalten, erscheint die Aufnahme einer solche Bestimmung im Qualitätssicherungsgesetz zumindest bis zu einer Regelung in den einschlägigen Gesetzen notwendig. 
Wiederkehrende Prüfungen

§ 4.

(1)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, sich im Abstand von jeweils drei Jahren einer externen Qualitätsprüfung zu unterziehen, wenn sie Abschlussprüfungen von Unternehmen durchführen, die Wertpapiere begeben haben, welche an einem geregelten Markt im Sinne des Artikels 4 Abs. 1 der Richtlinie 2004/39/EG zugelassen sind.


Intervalle der externen Qualitätsprüfungen

§ 4. (in eventu)

(1) 
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, sich im Abstand von jeweils drei Jahren einer externen Qualitätsprüfung zu unterziehen, wenn sie Abschlussprüfungen folgender Unternehmen durchführen:
1.
Gesellschaften, von denen Aktien oder Schuldtitel zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne des § 2 Z 37 BWG zugelassen sind oder
2.
Kreditinstituten, sofern sie nicht unter Abs. 2 Z. 2 fallen, oder 

3.
Versicherungsunternehmen, sofern sie nicht unter Abs. 2 Z. 3 fallen, oder
4.
Pensionskassen.
Änderung(en) des Beirats:
§ 4 (in eventu) Abs. 1 nF sieht ein verpflichtendes Dreijahresintervall für Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften vor, die Abschlussprüfungen von „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ gemäß Art. 2 Abs. 11 des Richtlinienvorschlages durchführen. Dieses verpflichtende Dreijahresintervall steht in Einklang mit Art. 41 des Richtlinienvorschlages. Gemäß Art. 2 Abs. 11 des Richtlinienvorschlages sind „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ insbesondere „Unternehmen, die unter das Recht eines Mitgliedstaates fallen und deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt eines Mitgliedstaates im Sinne von Artikel 1 Nummer 13 der Richtlinie 93/22/EWG zugelassen sind, sowie Banken, andere Finanzinstitute und Versicherungsunternehmen“.
Begründung(en) des Beirats:
Diese Vorschläge wurden für den Fall erarbeitet, dass ein Dreijahresintervall nicht für alle Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften gelten sollte.
(2)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, sich im Abstand von jeweils sechs Jahren einer externen Qualitätsprüfung zu unterziehen, wenn sie Abschlussprüfungen von Unternehmen durchführen, die nicht unter Abs. 1 fallen.

(2)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, sich im Abstand von jeweils sechs Jahren einer externen Qualitätsprüfung zu unterziehen, wenn sie 

1.
Abschlussprüfungen von Unternehmen durchführen, die nicht in Abs. 1 Z 1 bis 4 aufgezählt sind, oder
2.
Abschlussprüfungen von Kreditinstituten durchführen, die nicht unter Abs. 1 Z 1 fallen und
a)
im Wesentlichen regional tätig sind,
b)
einem Zentralinstitut angeschlossen sind und 

c)
eine Bilanzsumme von weniger als zwei Milliarden Euro aufweisen, oder
3.
Abschlussprüfungen von kleinen Versicherungsvereinen gemäß § 62 Versicherungsaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 569/1978 in der geltenden Fassung, durchführen, die nicht unter Abs. 1 Z 1 fallen.
(3)
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften gemäß Abs. 2 dürfen einen Auftrag zur Abschlussprüfung gemäß Abs. 1 nur bei Vorliegen einer Bescheinigung gemäß § 15 annehmen, deren Erteilungsdatum im Zeitpunkt der Annahme eines solchen Auftrages nicht länger als drei Jahre zurückliegt.
Änderung(en) des Beirats:
§ 4 (in eventu) Abs. 2 nF sieht ein verpflichtendes Sechsjahresintervall für Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften vor, die keine Abschlussprüfungen von „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ durchführen. Dies steht in Einklang mit Art. 29 Abs. 1 lit. h des Richtlinienvorschlages. Bestimmte Kreditinstitute und Versicherungen werden vom Beirat nach den angeführten Kriterien  nicht als „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ angesehen. Diese Ausnahmen sind nach Ansicht des Beirats aufgrund der allgemeinen Definition von „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ gemäß Art. 2 Abs. 11 des Richtlinienvorschlages möglich, wonach „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ allgemein solche sind, „die aufgrund der Art ihrer Tätigkeit, ihrer Größe oder der Zahl ihrer Beschäftigten von erheblicher öffentlicher Bedeutung sind“.
§ 4 (in eventu) Abs. 3 nF regelt den Übergang eines Abschlussprüfers oder einer Prüfungsgesellschaft vom verpflichtenden Sechsjahresintervall zum verpflichtenden Dreijahresintervall.
Begründung(en) des Beirats:

Das Dreijahresintervall soll auch für Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften gelten, die Abschlussprüfungen von nicht kapitalmarktorientierten Banken und Versicherungen durchführen, ausgenommen Banken, die  von eher regionaler Bedeutung mit geringer Bilanzsumme einem Zentralinstitut angeschlossen sind, und kleinen Versicherungsvereinen.
Bei einer Trennung in ein Dreijahres- und Sechsjahresintervall soll bei Übernahme eines Prüfungsauftrages eines „Unternehmens von öffentlichem Interesse“ sichergestellt sein, dass die Bescheinigung nicht  älter als drei Jahre ist.

Bestellung des Qualitätsprüfers

§ 5.

(1)
Der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft hat dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen unter Einhaltung der für die berufliche Ausübung geltenden Unvereinbarkeitsregeln drei Qualitätsprüfer für die Durchführung einer externen Qualitätsprüfung vorzuschlagen.

(2)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat unverzüglich den Vorschlag daraufhin zu prüfen, ob alle vorgeschlagenen Qualitätsprüfer eine ordnungsgemäße Qualitätsprüfung gewährleisten.


Bestellung des Qualitätsprüfers

§ 5. 

(1) 
Der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft hat dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen unter Einhaltung der für die Berufsausübung geltenden Unvereinbarkeitsregeln drei Qualitätsprüfer für die Durchführung einer externen Qualitätsprüfung vorzuschlagen.

(2) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat unverzüglich den Vorschlag daraufhin zu prüfen, ob alle vorgeschlagenen Qualitätsprüfer eine ordnungsgemäße Qualitätsprüfung gewährleisten.
(3)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat unverzüglich einen der vorgeschlagenen externen Qualitätsprüfer zu bestellen, wenn die Bestellungsvoraussetzungen erfüllt sind. Jede erfolgte Bestellung eines Qualitätsprüfers ist der Qualitätskontrollbehörde unter Anschluss der entscheidungsrelevanten Unterlagen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Bestellungen sind nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde innerhalb von vier Wochen für nichtig zu erklären, wenn eine der Voraussetzungen der Bestellungen zum Qualitätsprüfer nicht vorlag oder nicht mehr vorliegt.

(3) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat unverzüglich einen der vorgeschlagenen Qualitätsprüfer zu bestellen, wenn die Bestellungsvoraussetzungen erfüllt sind. Jede erfolgte Bestellung eines Qualitätsprüfers ist der Qualitätskontrollbehörde unter Anschluss der entscheidungsrelevanten Unterlagen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Die Qualitätskontrollbehörde kann die Bestellung innerhalb von zwei Wochen ab der Bestellung für nichtig erklären, wenn eine der Bestellungsvoraussetzungen zum Qualitätsprüfer nicht vorlag. Fällt eine Bestellungsvoraussetzung später weg, so haben der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen oder die Qualitätskontrollbehörde die Bestellung binnen zwei Wochen ab Kenntnis zu widerrufen, wenn dies zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Qualitätsprüfung unumgänglich ist. In diesem Fall gilt § 9 Abs. 3 sinngemäß.
Änderung(en) des Beirats:

§ 5 Abs. 3 letzte drei Sätze nF sollen hinsichtlich der Folgen des Nichtvorliegens von Bestellungsvoraussetzungen im Zeitpunkt der Bestellung bzw Wegfalls von Bestellungsvoraussetzungen nach dem Zeitpunkt der Bestellung differenzieren und konkretisieren: Lagen Bestellungsvoraussetzungen im Zeitpunkt der Bestellung nicht vor, liegt es im Ermessen der Qualitätskontrollbehörde die Bestellung innerhalb von zwei Wochen ab dem Zeitpunkt der Bestellung für nichtig zu erklären. Fallen Bestellungsvoraussetzungen nach dem Zeitpunkt der Bestellung weg, so müssen der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen oder die Qualitätskontrollbehörde unter bestimmten Bedingungen die Bestellung innerhalb von zwei Wochen ab Kenntnis widerrufen. Wie auch bei der Kündigung des Auftrages gemäß § 9 hat der Qualitätsprüfer, dessen Bestellung für nichtig erklärt bzw widerrufen wurde, einen Bericht über das Ergebnis seiner bisherigen externen Qualitätsprüfung zu verfassen und den Widerrufsgrund bekannt zu geben. Der Bericht ist vom Qualitätsprüfer dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen und der Qualitätskontrollbehörde vorzulegen.

Begründung(en) des Beirats:
Nach § 5 Abs 3 letzter Satz idgF sind „Bestellungen (...) nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde innerhalb von vier Wochen für nichtig zu erklären, wenn eine der Voraussetzungen der Bestellungen nicht vorlag oder nicht mehr vorliegt“.

Dies wirft mehrere Fragen auf: Wie ist das Verhältnis von Nichtigkeit und Nichtigerklärung. Was tun mit einer Nichtigkeit, wenn die vier Wochenfrist abgelaufen ist? Was löst überhaupt den Fristenlauf aus (die Bestellung selbst, die Benachrichtigung von der Bestellung, oder die Kenntnis oder Erkennbarkeit des Nichtvorliegens oder des Wegfalls einer Bestellungsvoraussetzung)?

Mit Nichtigkeit kann nur ein anfänglicher Bestellungsmangel bedroht sein. Der spätere Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung kann höchstens zum Widerruf der Bestellung berechtigen. Davon sollte aber nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn dies unbedingt notwendig ist, denn dem zu überprüfenden Abschlussprüfer bzw der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft ist in diesem Fall kein Vorwurf zu machen und durch den Widerruf könnte die rechtzeitige Erteilung der Bescheinigung scheitern. Außerdem sollte in diesem Fall ein vorläufiger Bericht nach § 9 Abs 3 erstellt werden, auf den ein Nachfolger aufbauen kann.

(4)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat dem zu überprüfenden Abschlussprüfer oder der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft unverzüglich Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Verbesserung des Vorschlages zu geben, wenn er zur Auffassung gelangt, dass nicht alle vorgeschlagenen Qualitätsprüfer die Bestellungsvoraussetzungen erfüllen.

(5)
Die Qualitätskontrollbehörde hat über Antrag des zu überprüfenden Abschlussprüfers oder der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft zu entscheiden, wenn es zu keiner Einigung kommt. Die Qualitätskontrollbehörde hat den Vorschlag zur Bestellung eines Qualitätsprüfers innerhalb von vier Wochen entweder als unzulässig zurückzuweisen oder daraus einen Qualitätsprüfer zu bestellen. 
Unabhängigkeit des Qualitätsprüfers

§ 6.
Ein Qualitätsprüfer darf eine externe Qualitätsprüfung nicht durchführen, wenn eine kapitalmäßige, finanzielle oder persönliche Bindung zum zu überprüfenden Abschlussprüfer besteht, die den für die berufliche Ausübung geltenden Unvereinbarkeitsregeln zuwider läuft. Wechselseitige externe Qualitätsprüfungen sind unzulässig.


(4) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat dem zu überprüfenden Abschlussprüfer oder der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft unverzüglich Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Verbesserung des Vorschlages zu geben, wenn er zur Auffassung gelangt, dass nicht alle vorgeschlagenen Qualitätsprüfer die Bestellungsvoraussetzungen erfüllen.

(5) 
Die Qualitätskontrollbehörde hat über Antrag des zu überprüfenden Abschlussprüfers oder der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft zu entscheiden, wenn es zu keiner Einigung kommt. Die Qualitätskontrollbehörde hat den Vorschlag zur Bestellung eines Qualitätsprüfers innerhalb von vier Wochen entweder als unzulässig zurückzuweisen oder daraus einen Qualitätsprüfer zu bestellen.

Unabhängigkeit des Qualitätsprüfers

§ 6. 
Ein Qualitätsprüfer darf eine externe Qualitätsprüfung nicht durchführen, wenn eine kapitalmäßige, finanzielle oder persönliche Bindung zum zu überprüfenden Abschlussprüfer oder zur zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft besteht, die den für die Berufsausübung geltenden Unvereinbarkeitsregeln zuwider läuft. Wechselseitige externe Qualitätsprüfungen sind unzulässig.
Änderung(en) des Beirats:

§ 6n F fordert die Unabhängigkeit des Qualitätsprüfers von der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft.
Begründung(en) des Beirats:

Die Unabhängigkeit muss auch zur überprüfenden Prüfungsgesellschaft gegeben sein.
Honorierung der Qualitätsprüfer

§ 7.

(1)
Die Kosten des Qualitätsprüfers hat der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft zu tragen.

(2)
Der Prüfungsauftrag und das Honorar sind vor Erstellung des Vorschlages gemäß § 5 Abs. 1 zwischen den jeweiligen vorgeschlagenen Qualitätsprüfern und dem zu überprüfenden Abschlussprüfer oder der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft unter der aufschiebenden Bedingung der Bestellung schriftlich zu vereinbaren.

(3)
Die Honorierung des Qualitätsprüfers hat sich insbesondere zu orientieren an

1.
den berufsüblichen Grundsätzen,

2.
der Größe des zu überprüfenden Prüfungsbetriebes und

3.
der dafür aufzuwendenden Zeit.


Honorierung der Qualitätsprüfer

§ 7. 

(1) 
Die Kosten des Qualitätsprüfers hat der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft zu tragen.

(2) 
Der Prüfungsauftrag und das Honorar sind vor Erstellung des Vorschlages gemäß § 5 Abs. 1 zwischen den jeweiligen vorgeschlagenen Qualitätsprüfern und dem zu überprüfenden Abschlussprüfer oder der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft unter der aufschiebenden Bedingung der Bestellung schriftlich zu vereinbaren und dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen im Rahmen des Vorschlages gemäß § 5 Abs. 1 zu übermitteln.
(3) 
Die Honorierung des Qualitätsprüfers hat sich insbesondere zu orientieren an

1. 
den berufsüblichen Grundsätzen,

2. 
der Größe des zu überprüfenden Prüfungsbetriebes und

3. 
der dafür aufzuwendenden Zeit.
Änderung(en) des Beirats:

Durch § 7 Abs 2 nF wird der schriftliche Vorschlag der drei Qualitätsprüfer gemäß § 5 Abs. 1, der vom zu überprüfenden Abschlussprüfer bzw von der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft an den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen zu übermitteln ist, wesentlich erweitert. Dieser Vorschlag muss nun auch die drei bedingten Prüfungsaufträge und die drei Honorare gemäß § 7 Abs 2 enthalten.
Begründung(en) des Beirats:
Die Mitteilung über das bestimmbare Honorar soll an den Arbeitsauschuss ohne gesonderte Nachfrage schon bei Übermittlung des Vorschlages erfolgen.
Mitwirkungspflichten

§ 8.

(1)
Der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft und jene Personen, die den Beruf gemeinsam mit diesen ausüben, sind verpflichtet,

1.
dem Qualitätsprüfer und seinen Assistenten gemäß § 12 Zutritt zu den Betriebsräumlichkeiten zu gewähren und

2.
alle Aufklärungen zu geben und die verlangten Unterlagen vorzulegen, soweit diese für eine sorgfältige externe Qualitätsprüfung erforderlich sind.

(2)
Der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft und jene Personen, die den Beruf gemeinsam mit diesen ausüben, unterliegen im Verhältnis zum Qualitätsprüfer und seinen Assistenten gemäß § 12 nicht der berufsmäßigen Verschwiegenheitspflicht.

Kündigung des Auftrages

§ 9.

(1)
Ein Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung kann nur aus einem wichtigen Grund gekündigt werden. Wichtige Gründe sind insbesondere

1.
die sich nachträglich ergebende Unerfüllbarkeit des Auftrages oder

2.
die Verhinderung durch eine Krankheit oder

3.
die sich nachträglich ergebende Feststellung, dass der Auftraggeber bewusst unrichtige oder unvollständige Unterlagen zur Verfügung gestellt hat.

(2)
Meinungsverschiedenheiten über den Inhalt des schriftlichen Prüfberichtes berechtigen nicht, den Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung zu kündigen.

(3)
Wurde der Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung gekündigt, so hat der Qualitätsprüfer einen Bericht über das Ergebnis seiner bisherigen Prüfung zu verfassen und den Kündigungsgrund bekannt zu geben. Der Bericht ist vom Qualitätsprüfer dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen und der Qualitätskontrollbehörde schriftlich nachweislich vorzulegen.


Mitwirkungspflichten

§ 8. 

(1) 
Der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft und jene Personen, die den Beruf gemeinsam mit diesen ausüben, sind verpflichtet,

1. 
dem Qualitätsprüfer und seinen qualifizierten Assistenten gemäß § 12 Zutritt zu den Betriebsräumlichkeiten zu gewähren und

2. 
alle Aufklärungen zu geben und die verlangten Unterlagen vorzulegen, soweit diese für eine sorgfältige externe Qualitätsprüfung erforderlich sind.

(2) 
Der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft und jene Personen, die den Beruf gemeinsam mit diesen ausüben, unterliegen im Verhältnis zum Qualitätsprüfer und seinen qualifizierten Assistenten gemäß § 12 nicht der berufsmäßigen Verschwiegenheitspflicht.

Kündigung des Auftrages

§ 9. 

(1) 
Ein Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung kann von beiden Seiten nur aus einem wichtigen Grund gekündigt werden. Wichtige Gründe sind insbesondere

1. 
die sich nachträglich ergebende Unerfüllbarkeit des Auftrages oder

2. 
die Verhinderung durch Krankheit oder

3. 
die sich nachträglich ergebende Feststellung, dass der zu überprüfende Abschlussprüfer oder die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft bewusst unrichtige oder unvollständige Unterlagen zur Verfügung gestellt haben.

(2) 
Meinungsverschiedenheiten über den Inhalt des schriftlichen Prüfberichtes berechtigen nicht dazu, den Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung zu kündigen.
(3) 
Wurde der Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung gekündigt, so hat der Qualitätsprüfer einen Bericht über das Ergebnis seiner bisherigen Prüfung zu verfassen und den Kündigungsgrund bekannt zu geben. Der Bericht ist vom Qualitätsprüfer dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen und der Qualitätskontrollbehörde schriftlich nachweislich vorzulegen.
Qualitätsprüfer

§ 10.

(1)
Externe Qualitätsprüfungen dürfen nur von eingetragenen Qualitätsprüfern durchgeführt werden.

(2)
Voraussetzungen für die Eintragung einer natürlichen Person als Qualitätsprüfer sind:

1.
eine mindestens fünfjährige Abschlussprüfungen umfassende Praxis als Wirtschaftsprüfer, Buchprüfer, eingetragener Revisor oder Sparkassenprüfer,

2.
spezielle Schulungen oder einschlägige Erfahrungen auf dem Gebiet der Qualitätssicherung und

3.
das Nichtvorliegen von rechtskräftig verhängten Disziplinarstrafen, deren zugrunde liegendes Berufsvergehen die Eignung als Qualitätsprüfer ausschließt.
(3)
Voraussetzungen für die Eintragung von Gesellschaften oder Revisionsverbänden als Qualitätsprüfer sind:

1.
die Anerkennung mindestens eines Vorstandsmitgliedes oder eines Geschäftsführers oder eines Personengesellschafters oder eines angestellten Revisors zum Qualitätsprüfer und

2.
das Vorliegen der Bescheinigung für diese Gesellschaft oder des Revisionsverbandes.


Qualitätsprüfer

§ 10. 

(1) 
Externe Qualitätsprüfungen dürfen nur von eingetragenen Qualitätsprüfern durchgeführt werden.

(2) 
Voraussetzungen für die Anerkennung einer natürlichen Person als Qualitätsprüfer sind:

1. 
eine mindestens fünfjährige Abschlussprüfungen umfassende Praxis als Wirtschaftsprüfer, Buchprüfer, eingetragener Revisor oder Revisor des Sparkassen-Prüfungsverbandes,

2. 
spezielle Schulungen oder einschlägige Erfahrungen auf dem Gebiet der Qualitätssicherung und

3. 
das Nichtvorliegen von rechtskräftig verhängten Disziplinarstrafen, deren zugrunde liegendes Berufsvergehen die Eignung als Qualitätsprüfer ausschließt.

(3) 
Voraussetzungen für die Anerkennung einer Prüfungsgesellschaft als Qualitätsprüfer sind:

1. 
die Anerkennung mindestens eines Vorstandsmitgliedes oder eines Geschäftsführers oder eines vertretungsbefugten Personengesellschafters oder eines angestellten Revisors als Qualitätsprüfer und

2. 
das Vorliegen der Bescheinigung für diese Prüfungsgesellschaft.
Änderung(en) des Beirats:

In § 10 Abs. 2 und 3 nF wird auf die Anerkennung und nicht mehr auf die Eintragung abgestellt.
In § 10 Abs. 3 Z. 1 nF wird ein vertretungsbefugter Personengesellschafter als Qualitätsprüfer verlangt, wenn es um die Anerkennung einer Personengesellschaft als Qualitätsprüfer geht.
Begründung(en) des Beirats:
In § 10 Abs. 1 idgF wird bei der Befugnis zur Durchführung von Qualitätsprüfungen auf die Eintragung abgestellt, die wiederum an Voraussetzungen gemäß § 10 Abs 2 und 3 idgF gebunden ist (ebenso in § 11 idgF). Im Abs. 4 und 6 idgF (und teilweise auch in Abs. 3 idgF) wird dagegen auf die Anerkennung abgestellt, die bei Vorliegen der Eintragungsvoraussetzungen zu erteilen bzw bei Nichtvorliegen gemäß Abs. 6 idgF bescheidmäßig zu versagen ist. Nach Abs. 5 idgF wäre die Eintragung automatische Folge der Anerkennung, diese also das Entscheidende. Diesen Eindruck erweckt auch Abs. 8 idgF, wonach die Anerkennung in bestimmten Fällen zu widerrufen ist, etwa wenn eine der Eintragungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegt.

Diese etwas verwirrende Vermengung von Anerkennung und Eintragung wird entschärft, wenn man auch in § 10 Abs. 2 und 3 nF auf den Akt abstellt, bei dem die Prüfung der materiellen Voraussetzungen erfolgen soll, nämlich auf die Anerkennung. Die Eintragung bzw Streichung wäre dann nur wie in Abs. 5 und 10 idgF eine Folge der Anerkennung oder des Widerrufs der Anerkennung. 

(4)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat eine natürliche Personen oder eine Gesellschaft oder einen Revisionsverband als Qualitätsprüfer anzuerkennen, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 oder Abs. 3 vorliegen. Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat über die Anerkennung eine Urkunde auszustellen. Jede erfolgte Anerkennung eines Qualitätsprüfers ist der Qualitätskontrollbehörde unter Anschluss der entscheidungsrelvanten Unterlagen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Anerkennungen sind nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde innerhalb von vier Wochen für nichtig zu erklären, wenn eine der Voraussetzungen der Bestellungen zum Qualitätsprüfer nicht vorlag oder nicht mehr vorliegt.

(5)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat eine Liste der Qualitätsprüfer zu führen. Anerkannte Qualitätsprüfer sind von Amts wegen in diese Liste einzutragen.

(6)
Über die Versagung der Anerkennung hat der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einen schriftlichen Bescheid zu erlassen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.

(7)
Qualitätsprüfer sind verpflichtet, dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen alle drei Jahre Nachweise über ihre Tätigkeiten als Abschlussprüfer und ihre Fortbildung zu übermitteln.

(4) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat eine natürliche Personen oder eine Prüfungsgesellschaft als Qualitätsprüfer anzuerkennen, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 oder Abs. 3 vorliegen. Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat über die Anerkennung eine Urkunde auszustellen. Jede erfolgte Anerkennung eines Qualitätsprüfers ist der Qualitätskontrollbehörde unter Anschluss der entscheidungsrelevanten Unterlagen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Anerkennungen sind nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde innerhalb von vier Wochen für nichtig zu erklären, wenn eine der Voraussetzungen der Bestellungen zum Qualitätsprüfer nicht vorlag oder nicht mehr vorliegt.
(5) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat eine Liste der Qualitätsprüfer zu führen. Anerkannte Qualitätsprüfer sind von Amts wegen in diese Liste einzutragen.

(6) 
Über die Versagung der Anerkennung hat der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einen schriftlichen Bescheid zu erlassen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.

(7) 
Qualitätsprüfer sind verpflichtet, dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen alle drei Jahre Nachweise über ihre Tätigkeiten als Abschlussprüfer und ihre Fortbildung zu übermitteln.
Änderung(en) des Beirats:

Der letzte Satz des § 10 Abs. 4 idgF ist gestrichen worden.

Begründung(en) des Beirats:

Nicht nur in terminologischer Hinsicht fragwürdig ist § 10 Abs. 4 idgF letzter Satz. Danach sollen Anerkennungen nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde innerhalb von vier Wochen für nichtig zu erklären sein, wenn die Voraussetzungen für die „Bestellungen“ nicht vorlag oder nicht mehr vorliegt. Gemeint sind zunächst die „Voraussetzungen der Eintragung“ (besser Anerkennung) und nicht die Voraussetzungen der Bestellung(en), gere​gelt im § 5 idgF. Schwerer wiegt aber, dass das Verhältnis von Nichtigkeit und Nichtigerklärung zum Widerruf nach § 10 Abs 8 idgF unklar ist. Was tun mit einer Nichtigkeit, wenn die vier Wochenfrist abgelaufen ist? Was löst überhaupt den Fristenlauf aus (die Benachrichtigung von der Anerkennung, die Kenntnis der Nichtigkeit oder die Erkennbarkeit, insbesondere bei späterem Wegfall einer „Eintragungsvoraussetzung“)? Der Wegfall einer Eintragungsvoraussetzung ist zugleich Nichtigkeits- und Widerrufsgrund (vgl § 10 Abs. 8 Z. 5 idgF). Wenn es darum geht, der öffentlichen Aufsicht über das Qualitätssicherungssystem einen angemessenen Einfluss zu verschaffen, dann sollte man der Qualitätskontrollbehörde eher das Recht einräumen, den Widerruf der Anerkennung zu verlangen (siehe § 10 Abs. 8 Z. 6 nF).
(8)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat die Anerkennung eines Qualitätsprüfers zu widerrufen, wenn

1.
über einen Qualitätsprüfer eine Disziplinarstrafe rechtskräftig verhängt wurde, deren zugrunde liegendes Berufsvergehen die Eignung als Qualitätsprüfer ausschließt, oder

2.
ein Qualitätsprüfer länger als drei Jahre keine Abschlussprüfungen umfassende Tätigkeiten ausgeübt hat oder

3.
ein Qualitätsprüfer seiner Verpflichtung gemäß Abs. 7 nicht nachkommt oder

4.
ein Qualitätsprüfer seinen Fortbildungsverpflichtungen nicht nachkommt oder

5.
eine der Eintragungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegt.

(9)
Über den Widerruf der Anerkennung hat der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einen schriftlichen Bescheid zu erlassen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.

(10)
Aufgrund des rechtskräftigen Widerrufs der Anerkennung als Qualitätsprüfer hat die Streichung aus der Liste der Qualitätsprüfer zu erfolgen. Jeder Widerruf ist der Qualitätskontrollbehörde unter Anschluss des schriftlichen Bescheides unverzüglich zur Kenntnis zu bringen.


(8) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat die Anerkennung eines Qualitätsprüfers zu widerrufen, wenn

1. 
über einen Qualitätsprüfer eine Disziplinarstrafe rechtskräftig verhängt wurde, deren zugrunde liegendes Berufsvergehen die Eignung als Qualitätsprüfer ausschließt, oder

2. 
ein Qualitätsprüfer länger als drei Jahre keine Abschlussprüfungen umfassende Tätigkeiten ausgeübt hat oder

3. 
ein Qualitätsprüfer seiner Verpflichtung gemäß Abs. 7 nicht nachkommt oder

4. 
ein Qualitätsprüfer seinen Fortbildungsverpflichtungen nicht nachkommt oder

5. 
eine der Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegt oder
6.
die Qualitätskontrollbehörde den Widerruf verlangt, weil eine Anerkennungsvoraussetzung nicht vorlag oder vorliegt.
(9) 
Über den Widerruf der Anerkennung hat der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einen schriftlichen Bescheid zu erlassen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden. Über ein Widerrufsverlangen nach Abs. 8 Z 6 hat die Qualitätskontrollbehörde einen schriftlichen Bescheid zu erlassen.
(10) 
Aufgrund des rechtskräftigen Widerrufs der Anerkennung als Qualitätsprüfer hat die Streichung aus der Liste der Qualitätsprüfer von Amts wegen zu erfolgen. Jeder Widerruf ist der Qualitätskontrollbehörde unter Anschluss des schriftlichen Bescheides unverzüglich zur Kenntnis zu bringen.
Änderung(en) des Beirats:

§ 10 Abs. 8 Z. 5 nF nimmt auf die Anerkennungsvoraussetzungen im Sinne der Begründungen des Beirats zu seinen Änderungen der Absätze 2 und 3 des § 10 (siehe weiter oben) Bezug.
§ 10 Abs. 8 Z. 6 nF räumt der Qualitätskontrollbehörde das Recht ein, den Widerruf der Anerkennung zu verlangen. Dieses eingeräumte Recht steht in direktem Zusammenhang mit der Streichung des letzten Satzes des § 10 Abs. 4 idgF durch den Beirat (siehe die diesbezügliche Begründung des Beirats weiter oben).
§ 10 Abs. 9 nF verlangt einen schriftlichen Bescheid der Qualitätskontrollbehörde, wenn diese einen Widerruf der Anerkennung gemäß § 10 Abs. 8 Z. 6 nF verlangt.

Externe Qualitätsprüfungen durch Gesellschaften oder Revisionsverbände

§ 11.

(1)
Wird eine Prüfungsgesellschaft mit der Durchführung einer externen Qualitätsprüfung beauftragt, so muss der für die externe Qualitätsprüfung Verantwortliche als Qualitätsprüfer eingetragen und Vorstandsmitglied, Geschäftsführer oder Personengesellschafter oder angestellter Revisor des beauftragten Qualitätsprüfers sein.

(2)
Der für die externe Qualitätsprüfung Verantwortliche ist im Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung zu benennen.

Qualifizierte Assistenten

§ 12.
Qualitätsprüfer sind berechtigt, unter ihrer Verantwortung entsprechend qualifizierte Assistenten zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung heranzuziehen.


Externe Qualitätsprüfungen durch Prüfungsgesellschaften
§ 11. 

(1) 
Wird eine Prüfungsgesellschaft mit der Durchführung einer externen Qualitätsprüfung beauftragt, so muss der für die externe Qualitätsprüfung Verantwortliche als Qualitätsprüfer eingetragen und Vorstandsmitglied oder Geschäftsführer oder vertretungsbefugter Personengesellschafter oder angestellter Revisor der Prüfungsgesellschaft sein.

(2) 
Der für die externe Qualitätsprüfung Verantwortliche ist im Auftrag zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung zu benennen.

Qualifizierte Assistenten

§ 12. 
Qualitätsprüfer sind berechtigt, unter ihrer Verantwortung entsprechend qualifizierte Assistenten zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung heranzuziehen.
Änderung(en) des Beirats:

In § 11 Abs. 1 nF wird ein vertretungsbefugter Personengesellschafter als Qualitätsprüfer und als für die externe Qualitätsprüfung Verantwortlicher verlangt, wenn es um die Durchführung einer externen Qualitätsprüfung durch eine Personengesellschaft geht.
Prüfbericht

§ 13.

(1)
Der Qualitätsprüfer hat über die erfolgte externe Qualitätsprüfung einen schriftlichen Prüfbericht zu verfassen. Der schriftliche Prüfbericht hat zu enthalten:

1.
den Gegenstand, die Art und den Umfang der Prüfung,

2.
die Feststellungen betreffend die externe Qualitätsprüfung und

3.
eine abschließende Beurteilung.
(2)
Die abschließende Beurteilung hat, wenn keine oder nur unwesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen festgestellt wurden, wie folgt zu lauten: „Die Qualitätssicherungsmaßnahmen des der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Prüfungsbetriebes sind angemessen.“ Die abschließende Beurteilung ist in geeigneter Weise zu ergänzen, wenn zusätzliche Bemerkungen erforderlich erscheinen, um einen falschen Eindruck über den Inhalt der Prüfung und die Tragweite der abschließenden Beurteilung zu vermeiden.


Prüfbericht

§ 13. 

(1) 
Der Qualitätsprüfer hat über die erfolgte externe Qualitätsprüfung einen schriftlichen Prüfbericht zu verfassen. Der schriftliche Prüfbericht hat eine geeignete Entscheidungsgrundlage für den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen und die Qualitätskontrollbehörde darzustellen und insbesondere zu enthalten:

1. 
den Gegenstand, die Art und den Umfang der Prüfung,

2. 
die Feststellungen betreffend die externe Qualitätsprüfung und

3. 
eine abschließende Beurteilung.

Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ist berechtigt, dem Qualitätsprüfer Ergänzungen des schriftlichen Prüfberichts aufzutragen.
(2) 
Die abschließende Beurteilung hat, wenn keine oder nur unwesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen festgestellt wurden, wie folgt zu lauten: „Die Qualitätssicherungsmaßnahmen des der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Prüfungsbetriebes sind angemessen.“ Die abschließende Beurteilung ist in geeigneter Weise zu ergänzen, wenn zusätzliche Bemerkungen erforderlich erscheinen, um einen falschen Eindruck über den Inhalt der Prüfung und die Tragweite der abschließenden Beurteilung zu vermeiden.
Änderung(en) des Beirats:

Durch den unbestimmten Gesetzesbegriff der „geeigneten Entscheidungsgrundlage für den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen und die Qualitätskontrollbehörde“ gemäß § 13 Abs 1 nF soll der Beschaffenheit des Prüfberichts eine entsprechend hohe Bedeutung für die Entscheidungsfindung des Arbeitsausschusses und der Qualitätskontrollbehörde eingeräumt werden. § 13 letzter Satz nF stärkt diese Bedeutung zusätzlich durch des explizite Recht des Arbeitsausschusses, dem Qualitätsprüfer Ergänzungen des Prüfberichts aufzutragen. Der unbestimmte Gesetzesbegriff der „geeigneten Entscheidungsgrundlage“ ist insbesondere durch die Qualitätssicherungsrichtlinie gemäß § 22 Abs. 3 Z. 7 nF zu konkretisieren.
Begründung(en) des Beirats:
Nach den Erfahrungen der Mitglieder der Kommission für externe Qualitätsüberwachung und der Mitglieder des Qualitätsüberwachungsbeirats des im Entschließungsantrags des Nationalrates angeführten Systems der Qualitätssicherung beim Institut der Wirtschaftsprüfer ist eine ausreichende Berichterstattung eine unbedingt notwendige Voraussetzung für eine Beurteilung. Hiezu zählt auch das Recht des Arbeitsausschusses, Ergänzungen des Prüfberichtes zu verlangen.

(3)
Der Wortlaut der abschließenden Beurteilung ist einzuschränken, wenn wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen festgestellt wurden. Einschränkungen der abschließenden Beurteilung sind zu begründen. Ebenso hat der Qualitätsprüfer Empfehlungen zur Beseitigung der aufgezeigten Mängel abzugeben.

(4)
Die abschließende Beurteilung hat, wenn wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen festgestellt wurden, die insgesamt zu einer schwerwiegenden Beeinträchtigung einer ordnungsgemäßen Berufsausübung führen, wie folgt zu lauten: „Die Qualitätssicherungsmaßnahmen des der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Prüfungsbetriebes sind unzureichend.“ Eine derartige abschließende Beurteilung ist zu begründen.

(5)
Prüfhemmnisse, die während einer externen Qualitätsprüfung aufgetreten sind, sind ebenfalls in der abschließenden Beurteilung festzuhalten.

(6)
Der schriftliche Prüfbericht ist unter Angabe von Ort und Tag vom verantwortlichen Qualitätsprüfer zu unterzeichnen. Der schriftliche Prüfbericht ist von dem der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Abschlussprüfer unverzüglich an den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen zu übermitteln.

Bescheinigung

§ 14.
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat die bei ihm einlangenden schriftlichen Prüfberichte innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Einlangen auszuwerten und über die Erteilung oder Nichterteilung einer Bescheinigung hinsichtlich der Teilnahme an der externen Qualitätsprüfung nach Maßgabe der §§ 15 ff zu entscheiden.


(3) 
Der Wortlaut der abschließenden Beurteilung ist einzuschränken, wenn wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen festgestellt wurden, die insgesamt zu keiner schwerwiegenden Beeinträchtigung einer ordnungsgemäßen Berufsausübung führen. Einschränkungen der abschließenden Beurteilung sind zu begründen. Ebenso hat der Qualitätsprüfer Empfehlungen zur Beseitigung der aufgezeigten wesentlichen Mängel abzugeben.

(4) 
Die abschließende Beurteilung hat, wenn wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen festgestellt wurden, die insgesamt zu einer schwerwiegenden Beeinträchtigung einer ordnungsgemäßen Berufsausübung führen, wie folgt zu lauten: „Die Qualitätssicherungsmaßnahmen des der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Prüfungsbetriebes sind unzureichend.“ Eine derartige abschließende Beurteilung ist zu begründen.

(5) 
Prüfhemmnisse, die während einer externen Qualitätsprüfung aufgetreten sind, sind ebenfalls in der abschließenden Beurteilung festzuhalten.

(6) 
Der schriftliche Prüfbericht ist unter Angabe von Ort und Tag vom verantwortlichen Qualitätsprüfer zu unterzeichnen. Der schriftliche Prüfbericht ist von dem der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Abschlussprüfer oder von der der externen Qualitätsprüfung unterzogenen Prüfungsgesellschaft unverzüglich an den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen zu übermitteln.
Bescheinigung

§ 14. 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat die bei ihm einlangenden schriftlichen Prüfberichte innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Einlangen auszuwerten und über die Erteilung oder Versagung einer Bescheinigung hinsichtlich der Teilnahme an der externen Qualitätsprüfung nach Maßgabe der §§ 15 bis 17 zu entscheiden.
Erteilung der Bescheinigung

§ 15.

(1)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat nach Auswertung des schriftlichen Prüfberichtes die erfolgreiche Teilnahme an der externen Qualitätsprüfung zu bescheinigen, wenn 

1.

a)
keine oder nur unwesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch den Qualitätsprüfer festgestellt wurden, die zu einer abschließenden Beurteilung gemäß § 13 Abs. 2 geführt haben oder

b)
wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch den Qualitätsprüfer festgestellt wurden, die zu Einschränkungen der abschließenden Beurteilung gemäß § 13 Abs. 3 geführt haben, und

2.

a)
bei der Durchführung der externen Qualitätsprüfung nicht schwerwiegend gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der Qualitätssicherungsrichtlinie verstoßen wurde oder

b)
tatsächlich keine wesentlichen Mängel der Qualitätssicherung vorliegen, die insgesamt zu einer schwerwiegenden Beeinträchtigung einer ordnungsgemäßen Berufsausübung führen.


Erteilung der Bescheinigung

§ 15. 

(1) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat nach Auswertung des schriftlichen Prüfberichtes die erfolgreiche Teilnahme an der externen Qualitätsprüfung zu bescheinigen, wenn

1.

a) 
keine oder nur unwesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch den Qualitätsprüfer festgestellt wurden, die zu einer abschließenden Beurteilung gemäß § 13 Abs. 2 geführt haben, oder

b) 
wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch den Qualitätsprüfer festgestellt wurden, die eine ordnungsgemäße Berufsausübung insgesamt nicht schwerwiegend beeinträchtigen und zu Einschränkungen der abschließenden Beurteilung gemäß § 13 Abs. 3 geführt haben, und

2.
keine der in § 17 Abs. 1 genannten Gründe für eine Versagung der Bescheinigung vorliegen.
(2)
Die Bescheinigung ist bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die nächste externe Qualitätsprüfung durchzuführen ist, zu befristen. Die Bescheinigung ist unverzüglich an den überprüften Abschlussprüfer oder an die überprüfte Prüfungsgesellschaft zu übermitteln.

(3)
Jede erteilte Bescheinigung ist der Qualitätskontrollbehörde unverzüglich unter Anschluss der entscheidungsrelevanten Unterlagen zur Kenntnis zu bringen.

(4)
Erteilte Bescheinigungen sind nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde für nichtig zu erklären, wenn eine der Voraussetzungen für die Erteilung einer Bescheinigung nicht erfüllt war.

(2) 
Die Bescheinigung ist bis zu dem Zeitpunkt, zu dem gemäß § 4 die nächste externe Qualitätsprüfung durchzuführen ist, zu befristen. Wenn die Qualitätsprüfung innerhalb von drei Monaten vor Fristablauf der letzten Bescheinigung abgeschlossen wurde, ist als Fristbeginn der Tag nach dem Fristablauf der letzten Bescheinigung anzusetzen. Die Bescheinigung ist unverzüglich an den überprüften Abschlussprüfer oder an die überprüfte Prüfungsgesellschaft zu übermitteln.

(3) 
Jede erteilte Bescheinigung ist der Qualitätskontrollbehörde unverzüglich unter Anschluss der entscheidungsrelevanten Unterlagen zur Kenntnis zu bringen.
(4)
Erteilte Bescheinigungen sind nichtig und von der Qualitätskontrollbehörde für nichtig zu erklären, wenn eine der Voraussetzungen für die Erteilung einer Bescheinigung nicht erfüllt war.
Änderung(en) des Beirats:
§ 15 Abs 2 zweiter Satz nF sieht vor, dass die Frist einer „neuen“ Bescheinigung mit dem Fristablauf der „alten“ Bescheinigung zu beginnen hat, wenn der Abschluss der „neuen“ externen Qualitätsprüfung in einem bestimmten zeitlichen Nahbereich zum Fristablauf der „alten“ Bescheinigung liegt.
§ 15 Abs. 4 idgF wurde gestrichen. Der Beirat sieht die Funktion, die dieser Abs. 4 idgF erfüllen soll, bereits durch den Widerruf der Bescheinigung durch den Arbeitsausschuss gemäß § 18 Abs. 1 Z. 1 idgF erfüllt. Eine darüberhinausgehende Kontrolle der öffentlichen Aufsicht (Qualitätskontrollbehörde) hält der Beirat im Gegensatz zum Widerruf einer Anerkennung als Qualitätsprüfer durch den Arbeitsausschuss gemäß § 10 Abs. 8 Z. 6 nF nicht für erforderlich.
Begründung(en) des Beirats:

Es ist sicherzustellen, dass der Fristbeginn nicht immer weiter nach vorne rückt, nur weil eine Qualitätsprüfung aus Gründen der Vorsicht nicht erst im letzten möglichen Moment durchgeführt und abgeschlossen wurde.

Anordnung von Maßnahmen

§ 16.

(1)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen kann unabhängig von einer Erteilung einer Bescheinigung Maßnahmen anordnen, wenn

1.
Mängel bei dem überprüften Prüfungsbetrieb vorliegen oder

2.
bei der Durchführung der externe Qualitätsprüfung gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Qualitätssicherungsrichtlinie verstoßen wurde.

(2)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen kann folgende Maßnahmen anordnen:

1.
die Beseitigung der Mängel,

2.
die Verkürzung der Frist für die nächste externe Qualitätsprüfung und

3.
eine Sonderprüfung.

(3)
Wird eine Sonderprüfung angeordnet, so hat der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hierfür einen Qualitätsprüfer zu bestellen und für diesen ein angemessenes von dem zu prüfenden Abschlussprüfer oder der zu prüfenden Prüfungsgesellschaft zu bezahlendes Honorar festzusetzen.

(4)
Alle Maßnahmen gemäß Abs. 2 sind an den überprüften Abschlussprüfer oder an die zu überprüfende Prüfungsgesellschaft gerichtet. Dies gilt auch dann, wenn der Qualitätsprüfer gegen die Vorschriften der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Qualitätssicherungsrichtlinie verstoßen hat. Es obliegt dem zu überprüfenden Abschlussprüfer und der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft, für eine ordnungsgemäße externe Qualitätsprüfung Sorge zu tragen, erforderlichenfalls durch einen Antrag auf Bestellung eines weiteren Qualitätsprüfers.

(5)
Der überprüfte Abschlussprüfer ist vor der Anordnung einer Maßnahme gemäß Abs. 2 anzuhören. Gegen Anordnungen gemäß Abs. 2 ist kein gesondertes Rechtsmittel zulässig.

(6)
Die Anordnung von Maßnahmen hat jedoch zu unterbleiben, wenn der überprüfte Abschlussprüfer auf die Erteilung einer Bescheinigung verzichtet.

(7)
Alle angeordneten Maßnahmen gemäß Abs. 2 sind der Qualitätskontrollbehörde unverzüglich zur Kenntnis zu bringen.


Anordnung von Maßnahmen

§ 16. 

(1) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen kann unabhängig von einer Erteilung einer Bescheinigung Maßnahmen anordnen, wenn

1. 
Mängel bei dem überprüften Prüfungsbetrieb vorliegen oder

2. 
bei der Durchführung der externe Qualitätsprüfung gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Qualitätssicherungsrichtlinie gemäß § 22 verstoßen wurde.

(2) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen kann folgende Maßnahmen anordnen:

1. 
die nachweisliche Beseitigung der Mängel,

2. 
die Verkürzung der Frist für die nächste externe Qualitätsprüfung und

3. 
eine Sonderprüfung.

(3) 
Wird eine Sonderprüfung angeordnet, so hat der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hierfür einen Qualitätsprüfer zu bestellen und für diesen ein angemessenes von dem zu prüfenden Abschlussprüfer oder der zu prüfenden Prüfungsgesellschaft zu bezahlendes Honorar festzusetzen.

(4) 
Alle Maßnahmen gemäß Abs. 2 sind an den überprüften Abschlussprüfer oder an die überprüfte Prüfungsgesellschaft gerichtet. Dies gilt auch dann, wenn der Qualitätsprüfer gegen die Vorschriften der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Qualitätssicherungsrichtlinie gemäß § 22 verstoßen hat. Es obliegt dem Abschlussprüfer oder der Prüfungsgesellschaft, für eine ordnungsgemäße externe Qualitätsprüfung Sorge zu tragen, erforderlichenfalls durch einen Antrag auf Bestellung eines weiteren Qualitätsprüfers.

(5) 
Der überprüfte Abschlussprüfer oder die überprüfte Prüfungsgesellschaft ist vor der Anordnung einer Maßnahme gemäß Abs. 2 anzuhören. Gegen Anordnungen gemäß Abs. 2 ist kein gesondertes Rechtsmittel zulässig.

(6) 
Die Anordnung von Maßnahmen hat jedoch zu unterbleiben, wenn der überprüfte Abschlussprüfer oder die überprüfte Prüfungsgesellschaft auf die Erteilung einer Bescheinigung verzichtet.

(7) 
Alle angeordneten Maßnahmen gemäß Abs. 2 sind der Qualitätskontrollbehörde unverzüglich zur Kenntnis zu bringen.
Änderung(en) des Beirats:

Die Einfügung des Wortes „nachweisliche“ in § 16 Abs. 2 Z. 1 nF soll sicherstellen, dass vom Abschlussprüfer oder von der Prüfungsgesellschaft Nachweise zur Beseitigung der Mängel erbracht werden müssen. Diese Änderung soll auch den Widerruf einer Bescheinigung gemäß § 18 Abs. 1 Z. 2 idgF erleichtern, da der Arbeitsausschuss auf die Erbringung von Nachweisen abstellen kann: Dort heißt es, dass der Arbeitsausschuss eine Bescheinigung zu widerrufen hat, wenn „ein der externen Qualitätsprüfung unterliegender Abschlussprüfer oder eine der externen Qualitätsprüfung unterliegende Prüfungsgesellschaft einer Anordnung gemäß § 16 Abs. 2 beharrlich nicht nachkommt“.
Versagung der Bescheinigung

§ 17.

(1)
Die Bescheinigung ist nicht zu erteilen, wenn

1.
wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch den Qualitätsprüfer festgestellt wurden, die zu einer abschließenden Beurteilung gemäß § 13 Abs. 4 geführt haben oder

2.
bei der Durchführung der externen Qualitätsprüfung schwerwiegend gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Qualitätssicherungsrichtlinie verstoßen wurde.

(2)
Über die Nichterteilung der Bescheinigung ist von dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. In diesem Bescheid sind auch jene Bedingungen und Auflagen anzuführen, die zur Erlangung einer Bescheinigung führen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.

Widerruf der Bescheinigung

§ 18.

(1)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat eine Bescheinigung zu widerrufen, wenn

1.
sich nachträglich herausstellt, dass eine Bescheinigung nicht zu erteilen war oder

2.
ein der externen Qualitätsprüfung unterliegender Abschlussprüfer oder eine der externen Qualitätsprüfung unterliegende Prüfungsgesellschaft einer Anordnung gemäß § 16 Abs. 2 beharrlich nicht nachkommt.

(2)
Über den Widerruf der Bescheinigung ist vom Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. In diesem Bescheid sind auch jene Bedingungen und Auflagen anzuführen, die zur Erlangung einer Bescheinigung führen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.

(3)
Die schriftliche Bescheinigung ist im Fall des Widerrufs vom Abschlussprüfer unverzüglich zurückzustellen.


Versagung der Bescheinigung

§ 17. 

(1) 
Die Bescheinigung ist zu versagen, wenn

1. 
wesentliche Mängel der Qualitätssicherungsmaßnahmen durch den Qualitätsprüfer festgestellt wurden, die zu einer abschließenden Beurteilung gemäß § 13 Abs. 4 geführt haben, oder

2. 
bei der Durchführung der externen Qualitätsprüfung schwerwiegend gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Qualitätssicherungsrichtlinie gemäß § 22 verstoßen wurde.

(2) 
Über die Versagung der Bescheinigung ist vom Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. In diesem Bescheid sind auch jene Bedingungen und Auflagen anzuführen, die zur Erlangung einer Bescheinigung führen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.
Widerruf der Bescheinigung

§ 18. 

(1) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat erteilte eine Bescheinigung zu widerrufen, wenn

1. 
sich nachträglich herausstellt, dass eine Bescheinigung nicht zu erteilen war, oder

2. 
ein der externen Qualitätsprüfung unterliegender Abschlussprüfer oder eine der externen Qualitätsprüfung unterliegende Prüfungsgesellschaft einer Anordnung gemäß § 16 Abs. 2 beharrlich nicht nachkommt.

(2) 
Über den Widerruf der Bescheinigung ist vom Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. In diesem Bescheid sind auch jene Bedingungen und Auflagen anzuführen, die zur Erlangung einer Bescheinigung führen. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Über die Berufung hat die Qualitätskontrollbehörde zu entscheiden.

(3) 
Die schriftliche Bescheinigung ist im Fall des Widerrufs vom Abschlussprüfer oder von der Prüfungsgesellschaft unverzüglich zurückzustellen.
Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen

§ 19.

(1)
Zur Durchführung des Qualitätssicherungssystems ist ein Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einzurichten. Sitz des Arbeitsausschusses ist Wien.

(2)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat aus sieben Mitgliedern zu bestehen.

(3)
Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder hat vier Mitglieder, von denen zumindest drei Mitglieder öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer sein müssen und die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände hat gemeinsam mit dem Sparkassen-Prüfungsverband insgesamt drei Mitglieder, von denen zumindest zwei öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer sein müssen, zu bestellen. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied ausschließlich für den Fall der Verhinderung zu bestellen.

(4)
Eine Bestellung von Vorstandsmitgliedern der Kammer der Wirtschaftstreuhänder und deren Ersatzmitgliedern ist nicht zulässig.

(5)
Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen sind für die Dauer von vier Jahren zu bestellen. Die Wiederbestellung nach Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig.


Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen

§ 19. 

(1) 
Zur Durchführung des Qualitätssicherungssystems ist ein Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einzurichten. Sitz des Arbeitsausschusses ist Wien.

(2) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat aus sieben Mitgliedern und sieben Ersatzmitgliedern zu bestehen. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder sind unabhängig und nicht weisungsgebunden.
(3) 
Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder hat vier Mitglieder, von denen zumindest drei Mitglieder öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer sein müssen, und die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände hat gemeinsam mit dem Sparkassen-Prüfungsverband insgesamt drei Mitglieder, von denen zumindest zwei öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer sein müssen, zu bestellen. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied ausschließlich für den Fall der Verhinderung zu bestellen. Voraussetzung für die Bestellung der Mitglieder und Ersatzmitglieder ist deren Nachweis über spezielle Schulungen oder einschlägige Erfahrungen auf dem Gebiet der Qualitätssicherung.
(4) 
Eine Bestellung von Vorstandsmitgliedern und deren Ersatzmitgliedern der Kammer der Wirtschaftstreuhänder ist nicht zulässig.

(5) 
Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen sind für die Dauer von vier Jahren zu bestellen. Die Wiederbestellung nach Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig. Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder und die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände gemeinsam mit dem Sparkassen-Prüfungsverband haben die von ihnen bestellten Mitglieder und Ersatzmitglieder abzuberufen, wenn die Gründe des § 20 Abs. 4 vorliegen.
Änderung(en) des Beirats:

Der eingefügte letzte Satz des § 19 Abs. 3 nF soll sicherstellen, dass die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses über eine gewisse Mindestqualifikation auf dem Gebiet der Qualitätssicherung verfügen. Die Formulierung entspricht jener gemäß § 10 Abs. 2 Z. 2 idgF, die eine gleichartige Qualifikation von Qualitätsprüfern verlangt.
Der eingefügte letzte Satz des § 19 Abs. 5 NF verpflichtet jene, die die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses bestellt haben, diese abzuberufen, wenn die Gründe des § 20 Abs. 4 idgF vorliegen. Dadurch ist eine Abberufung bei Vorliegen der Gründe durch die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände und den Sparkassen-Prüfungsverband gewährleistet.
Begründung(en) des Beirats:

Mitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen müssen über entsprechende einschlägige Kenntnisse verfügen.

Die Möglichkeit der Abberufung bei Vorliegen  der Gründe muss den die Mitglieder und Ersatzmitglieder entsendenden Stellen eingeräumt werden. 
(6)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat, soweit nicht ein anderes Organ ausdrücklich zuständig ist, alle Angelegenheiten und Aufgaben der Vollziehung des Qualitätssicherungssystems wahrzunehmen und einen jährlichen Tätigkeitsbericht über die Ergebnisse der externen Qualitätsprüfungen zu erstellen und Prüfungen im Auftrag der Qualitätskontrollbehörde zu beaufsichtigen.

(7)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ist beschlussfähig, wenn wenigstens fünf Mitglieder anwesend sind. Der Arbeitsausschuss hat seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit zu fassen. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.


(6) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat, soweit nicht ein anderes Organ ausdrücklich zuständig ist, alle Angelegenheiten und Aufgaben der Vollziehung des Qualitätssicherungssystems wahrzunehmen, und einen jährlichen Tätigkeitsbericht über die Ergebnisse der externen Qualitätsprüfungen zu erstellen und der Qualitätskontrollbehörde vorzulegen sowie Prüfungen im Auftrag der Qualitätskontrollbehörde zu beaufsichtigen.

(7) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ist beschlussfähig, wenn wenigstens fünf Mitglieder oder Ersatzmitglieder anwesend sind. Der Arbeitsausschuss hat seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit zu fassen. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(8)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen ist insbesondere berechtigt, gleichwertige nicht im Rahmen dieses Bundesgesetzes durchgeführte Qualitätsprüfungen anzurechnen und auf Basis des Durchführungsdatums dieser Qualitätsprüfungen rückwirkend eine Bescheinigung maximal auf drei Jahre befristet zu erteilen. 
Änderung(en) des Beirats:

Gemäß § 19 Abs. 8 nF kann der Arbeitsausschuss eine gleichwertige externe Qualitätsprüfung, die nicht im Rahmen dieses Bundesgesetzes durchgeführt wurde, anrechnen. Im Falle der Anrechnung ist eine Bescheinigung zu erteilen, deren Fristenlauf mit dem Durchführungsdatum dieser gleichwertigen externen Qualitätsprüfungen zu beginnen und maximal drei Jahre zu dauern hat.
Begründung(en) des Beirats:

Eine einem Abschlussprüfer oder Prüfungsgesellschaft erteilte Bescheinigung des als Beispiel im Entschließungsantrag des Nationalrats eigens angeführten Qualitätssicherungssystems  des Instituts der Wirtschaftsprüfer soll bei Vorliegen der Gleichwertigkeit, die durch den Arbeitsausschusses zu beurteilen ist, angerechnet werden können.

(9)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat in den folgenden abschließend aufgezählten Fällen eine auf zwei Jahre befristete Bescheinigung zu erteilen:
a)
Abschlussprüfer, die die Fachprüfung für Wirtschaftsprüfer im Sinne des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes in der geltenden Fassung abgelegt haben. Die Befristung beginnt mit dem Tag der öffentlichen Bestellung.
b)
Abschlussprüfer, die einen Prüfungsbetrieb neu aufnehmen, nachdem sie zuvor in einer Prüfungsgesellschaft unselbständig tätig waren. Die Befristung beginnt mit dem Tag der Neuaufnahme des Prüfungsbetriebs.
c)
Prüfungsgesellschaften, die auf Grund von Umgründungsmaßnahmen oder bei einer Neugründung sich ausschließlich eines zertifizierten Prüfungsbetriebes bedienen. Die Befristung beginnt mit dem Tag der Anerkennung als Prüfungsgesellschaft.
10)
Es liegt im Ermessen des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen, weitere auf zwei Jahre befristete Bescheinigungen in den im Abs. 9 abschließend aufgezählten Fällen nach der erstmaligen auf zwei Jahre befristeten Bescheinigung zu erteilen.
11)
Erteilte Bescheinigungen im Sinne der Abs. 8 bis 10 sind unverzüglich an den Abschlussprüfer oder an die Prüfungsgesellschaft zu übermitteln und der Qualitätskontrollbehörde unverzüglich unter Anschluss der entscheidungsrelevanten Unterlagen zur Kenntnis zu bringen. § 18 ist analog anzuwenden.
Änderung(en) des Beirats:

Gemäß § 19 Abs. 9 nF muss der Arbeitsausschuss in bestimmten Fällen Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften eine auf zwei Jahre befristete Bescheinigung erteilen. Diese Fälle sind alle grundsätzlich dadurch gekennzeichnet, dass ein Abschlussprüfungsbetrieb neu entsteht. Bereits für diese Fälle, die Eintrittsbarriere einer Qualitätsprüfung im Sinne dieses Bundesgesetzes zu etablieren, hält der Beirat für unverhältnismäßig. Gemäß § 19 Abs. 10 nF kann der Arbeitsausschuss in diesen Fällen weitere auf zwei Jahre befristete Bescheinigungen nach Ablauf der ersten Bescheinigung erteilen.
§ 19 Abs. 11 nF sieht insbesondere die analoge Anwendung des § 18 auf im Sinne der Absätze 8 bis 10 des § 19 nF erteilte Bescheinigungen vor. Daher sind auch jene Bescheinigungen vom Arbeitsausschuss insbesondere zu widerrufen, wenn sich nachträglich herausstellt, dass eine Bescheinigung nicht zu erteilen war.

Begründung(en) des Beirats:

Die vorgeschlagenen Bestimmungen sollen für Abschlussprüfer, die in den Berufstand neu eintreten oder sich nach unselbständiger Tätigkeit selbständig machen, grundsätzlich  die Durchführung von Abschlussprüfungen ermöglichen.
(8)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat

1.
der Kammer der Wirtschaftstreuhänder, dem Sparkassen-Prüfungsverband und der Qualitätskontrollbehörde mitzuteilen, wenn im Rahmen von externen Qualitätsprüfungen der Verdacht des Vorliegens von Widerrufsgründen gemäß § 104 oder § 105 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBl I Nr. 58/1999, besteht und

2.
der Vereinigung österreichischer Revisionsverbände, dem Sparkassen-Prüfungsverband und der Qualitätskontrollbehörde mitzuteilen, wenn im Rahmen von externen Qualitätsprüfungen der Verdacht des Vorliegens von Widerrufsgründen gemäß § 18 des Genossenschaftsrevisionsgesetzes oder Entziehungsgründe gemäß § 22 des Genossenschaftsrevisionsgesetzes, BGBl. I Nr. 127/1997, besteht.

(9)
Die Kosten der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen haben die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, der Dachverband österreichischer Revisionsverbände und der Sparkassen-Prüfungsverband für die von ihnen jeweils bestellten Mitglieder und Ersatzmitglieder zu tragen. Die allgemeinen Verwaltungskosten haben die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände und der Sparkassen-Prüfungsverband zu teilen.

(10)
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat sich eine eigene Geschäftsordnung zu geben. Diese bedarf der Genehmigung der Qualitätskontrollbehörde.


(12) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat

1. 
der Kammer der Wirtschaftstreuhänder, dem Sparkassen-Prüfungsverband und der Qualitätskontrollbehörde mitzuteilen, wenn im Rahmen von externen Qualitätsprüfungen der Verdacht des Vorliegens von Widerrufsgründen gemäß § 104 oder § 105 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBl I Nr. 58/1999, besteht, und

2. 
der Vereinigung österreichischer Revisionsverbände, dem Sparkassen-Prüfungsverband und der Qualitätskontrollbehörde mitzuteilen, wenn im Rahmen von externen Qualitätsprüfungen der Verdacht des Vorliegens von Widerrufsgründen gemäß § 18 des Genossenschaftsrevisionsgesetzes oder Entziehungsgründe gemäß § 22 des Genossenschaftsrevisionsgesetzes, BGBl. I Nr. 127/1997, besteht.

(13) 
Die Kosten der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen haben die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände und der Sparkassen-Prüfungsverband jeweils für die von ihnen bestellten Mitglieder und Ersatzmitglieder zu tragen. Die allgemeinen Verwaltungskosten haben die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände und der Sparkassen-Prüfungsverband zu teilen.

(14) 
Der Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen hat sich eine eigene Geschäftsordnung zu geben. Diese bedarf der Genehmigung der Qualitätskontrollbehörde.
Qualitätskontrollbehörde

§ 20.

(1)
Beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit ist eine Qualitätskontrollbehörde einzurichten.

(2)
Die Qualitätskontrollbehörde hat aus fünf Mitgliedern zu bestehen. Die Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde dürfen nicht Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhänder oder eingetragene Revisoren sein. Die Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde müssen insbesondere in den Bereichen Rechnungslegung, Finanzwesen, Wissenschaft oder Rechtssprechung tätig oder tätig gewesen sein.

(3)
Die Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde sind vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit für die Dauer von sechs Jahren zu bestellen. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied ausschließlich für den Fall der Verhinderung zu bestellen. Die Wiederbestellung nach Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig.

(4)
Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat die von ihm bestellten Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde abzuberufen, wenn

1.
sie sich einer groben Verletzung oder Vernachlässigung ihrer Pflichten schuldig gemacht haben oder

2.
andere schwerwiegende Gründe vorliegen.
(5)
Die Qualitätskontrollbehörde hat insbesondere folgende Aufgaben wahrzunehmen:

1.
Entscheidungen über die Nichtigkeit einer Bestellung zum Qualitätsprüfer gemäß § 5 Abs. 3,

2.
Entscheidungen über die Zulässigkeit eines Vorschlages zur Bestellung eines Qualitätsprüfers gemäß § 5 Abs. 5,
Qualitätskontrollbehörde
§ 20. 

(1) 
Beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit ist eine Qualitätskontrollbehörde einzurichten.

(2) 
Die Qualitätskontrollbehörde hat aus fünf Mitgliedern und fünf Ersatzmitgliedern zu bestehen. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder sind unabhängig und nicht weisungsgebunden. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Qualitätskontrollbehörde dürfen nicht Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhänder oder eingetragene Revisoren sein. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Qualitätskontrollbehörde müssen insbesondere in den Bereichen Rechnungslegung, Finanzwesen, Wissenschaft oder Rechtssprechung tätig oder tätig gewesen sein.

(3) 
Die Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde sind vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit nach Anhörung des Bundesministers für Justiz und des Bundesministers für Finanzen für die Dauer von sechs Jahren zu bestellen. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied ausschließlich für den Fall der Verhinderung zu bestellen. Die Wiederbestellung nach Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig.

(4) 
Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat nach Anhörung des Bundesministers für Justiz und des Bundesministers für Finanzen die von ihm bestellten Mitglieder und Ersatzmitglieder der Qualitätskontrollbehörde abzuberufen, wenn

1. 
sie sich einer groben Verletzung oder Vernachlässigung ihrer Pflichten schuldig gemacht haben oder

2. 
andere schwerwiegende Gründe vorliegen.
(5) 
Die Qualitätskontrollbehörde hat insbesondere folgende Aufgaben wahrzunehmen:

1. 
Entscheidungen über die Nichtigkeit einer Bestellung zum Qualitätsprüfer gemäß § 5 Abs. 3,

2. 
Entscheidungen über die Zulässigkeit eines Vorschlages zur Bestellung eines Qualitätsprüfers gemäß § 5 Abs. 5,
Änderung(en) des Beirats:

Sowohl für die Bestellung gemäß § 20 Abs. 3 nF als auch für die Abberufung gemäß § 20 Abs. 4 nF hält der Beirat eine Anhörung des Bundesministers für Justiz und des Bundesministers für Finanzen für erforderlich.
Begründung(en) des Beirats:
Die Bestellung der Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde, die über umfangreiche Kompetenzen verfügt, soll unter Namhaftmachung der hiefür am besten qualifzierten Personen nach Anhörung des BMJ und des BMF durch das BMWA erfolgen.
3.
Bestellungen von Qualitätsprüfern gemäß § 5 Abs. 5,

4.
Entscheidungen über die Nichtigkeit von Anerkennungen betreffend Qualitätsprüfer gemäß § 10 Abs. 4,

5.
Entscheidungen über Berufungen gemäß § 10 Abs. 6,

6.
Kenntnisnahme erfolgter Widerrufe von Anerkennungen von Qualitätsprüfern,

7.
Entscheidungen über die Nichtigkeit erteilter Bescheinigungen gemäß § 15 Abs. 4,

8.
Kenntnisnahme angeordneter Maßnahmen gemäß § 15 Abs. 2,

9.
Entscheidungen über Berufungen gemäß § 17 Abs. 2,

10.
Entscheidungen über Berufungen gemäß § 18 Abs. 2,

11.
Beaufsichtigung von angeordneten Prüfungen gemäß § 19 Abs. 6,

12.
Entgegennahme von Mitteilungen gemäß § 19 Abs. 8,

13.
Genehmigung der Geschäftsordnung gemäß § 19 Abs. 10,

14.
die Überwachung der Angemessenheit und der Funktionsfähigkeit des Qualitätssicherungssystems,

15.
die Abgabe von Empfehlungen betreffend die Fortentwicklung und die Verbesserung des Qualitätssicherungssystems und der Ausgestaltung der Qualitätssicherungsrichtlinie gemäß § 22 und

16.
die Erstellung eines jährlichen öffentlichen Berichtes.


3. 
Bestellungen von Qualitätsprüfern gemäß § 5 Abs. 5,
4. 
Entscheidungen über die Nichtigkeit von Anerkennungen betreffend Qualitätsprüfer gemäß § 10 Abs. 4,

4. 
Entscheidungen über Berufungen gemäß § 10 Abs. 6 und 9,

5. 
Kenntnisnahme erfolgter Widerrufe von Anerkennungen von Qualitätsprüfern,

6.
Widerrufsverlangen gemäß § 10 Abs. 8 Z 6,

7. 
Kenntnisnahme erteilter Bescheinigungen gemäß § 15 Abs. 3,

8. 
Kenntnisnahme angeordneter Maßnahmen gemäß § 16 Abs. 2,

9. 
Entscheidungen über Berufungen gemäß § 17 Abs. 2,

10. 
Entscheidungen über Berufungen gemäß § 18 Abs. 2,

11. 
Veranlassung der Beaufsichtigung von angeordneten Prüfungen gemäß § 19 Abs. 6,

12. 
Entgegennahme von Mitteilungen gemäß § 19 Abs. 12,

13. 
Genehmigung der Geschäftsordnung gemäß § 19 Abs. 14,

14. 
die Überwachung der Angemessenheit und der Funktionsfähigkeit des Qualitätssicherungssystems,

15. 
die Abgabe von Empfehlungen betreffend die Fortentwicklung und die Verbesserung des Qualitätssicherungssystems und die Ausgestaltung der Qualitätssicherungsrichtlinie gemäß § 22,

16. 
die Erstellung eines jährlichen öffentlichen Berichtes, der insbesondere die Ergebnisse des jährlichen Tätigkeitsberichts des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen zu beinhalten hat, und
17.
Abberufung der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen, wenn die Gründe des Abs. 4 vorliegen.
Änderung(en) des Beirats:

Gemäß § 20 Abs. 5 Z. 16 nF hat der jährliche öffentliche Bericht der Qualitätskontrollbehörde die Ergebnisse der Qualitätssicherung des jährlichen Tätigkeitsberichts des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen zu beinhalten. Dadurch soll sichergestellt werden, dass der jährliche Bericht des Arbeitsauschusses ebenso veröffentlicht wird wie der Bericht der Qualitätskontrollbehörde. Gemäß § 19 Abs 6 idgF iVm § 20 Abs. 5 Z. 16 idgF war eine Veröffentlichung des jährlichen Tätigkeitsberichts des Abreitsausschusses nicht explizit vorgesehen.
§ 20 Abs. 5 Z. 17 nF verpflichtet die Qualitätskontrollbehörde, die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Abeitsauschusses abzuberufen, wenn die Gründe des § 20 Abs. 4 idgF vorliegen. Dadurch soll die Effektivität des Arbeitsauschusses durch die Kontrolle der öffentlichen Aufsicht sichergestellt sein. Eine Kontrolle durch jene, die die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses bestellen, ist bereits im § 19 Abs. 5 letzter Satz nF vom Beirat verankert worden.

Begründung(en) des Beirats:

Eine ausreichende Berichterstattung soll das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Abschlussprüfung stärken.
Die Abberufungsmöglichkeit war vorzusehen.

(6)
Die Qualitätskontrollbehörde ist in jeder Lage einer Qualitätsprüfung berechtigt,

1.
Auskünfte über den Stand des Verfahrens vom Qualitätsprüfer und dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einzuholen und

2.
die Durchführung der externen Qualitätsprüfung an sich zu ziehen.

(7)
Die Qualitätskontrollbehörde hat sich eine eigene Geschäftsordnung zu geben.

Verschwiegenheitspflicht

§ 21.

(1)
Die Vorschriften über die Verschwiegenheitspflicht gemäß § 91 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBl. I Nr. 58/1999, gelten für 1. die Qualitätsprüfer,

2.
ihre Assistenten,

3.
die Mitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen,

4.
die Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde und

5.
das mit der Verwaltung des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen und der Qualitätskontrollbehörde betrauten Personal.

(2)
Die Verschwiegenheitspflicht gemäß Abs. 1 besteht nicht gegenüber anderen Personen, die im Rahmen derselben externen Qualitätsprüfung tätig werden.

(3)
Die Mitglieder der Qualitätskontrollbehörde sind verpflichtet, über persönliche Verhältnisse, Einrichtungen und Geschäfts- und Betriebsverhältnisse, die ihnen in Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu bewahren. Jede Verwertung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen ist ihnen untersagt.


(6) 
Die Qualitätskontrollbehörde ist in jeder Lage einer externen Qualitätsprüfung berechtigt,

1. 
Auskünfte über den Stand des Verfahrens vom Qualitätsprüfer und dem Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen einzuholen und

2. 
geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Angemessenheit und Funktionsfähigkeit des Qualitätssicherungssystems zu setzen.
(7) 
Die Qualitätskontrollbehörde hat sich eine eigene Geschäftsordnung zu geben.
Verschwiegenheitspflicht

§ 21. 

(1) 
Die Vorschriften über die Verschwiegenheitspflicht gemäß § 91 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBl. I Nr. 58/1999, gelten für

1. 
die Qualitätsprüfer,

2. 
ihre qualifizierten Assistenten,

3. 
die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen,

4. 
die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Qualitätskontrollbehörde und

5. 
das mit der Verwaltung des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen und der Qualitätskontrollbehörde betraute Personal.

(2) 
Die Verschwiegenheitspflicht gemäß Abs. 1 besteht nicht gegenüber anderen Personen, die im Rahmen derselben externen Qualitätsprüfung tätig werden.

(3) 
Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Qualitätskontrollbehörde sind verpflichtet, über persönliche Verhältnisse, Einrichtungen und Geschäfts- und Betriebsverhältnisse, die ihnen in Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu bewahren. Jede Verwertung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen ist ihnen untersagt.
Änderung(en) des Beirats:

Gemäß § 20 Abs. 6 Z. 2 nF ist die Qualitätskontrollbehörde grundsätzlich in jeder Lage einer externen Qualitätsprüfung berechtigt, Maßnahmen zur Sicherung der Angemessenheit und Funktionsfähigkeit des Qualitätssicherungssystems zu setzen. Eine solche Maßnahme kann unter anderem die Heranziehung der Durchführung der externen Qualitätsprüfung an die Qualitätskontrollbehörde, wie sie § 20 Abs. 6 idgF vorsieht, sein. Nach Ansicht des Beirats wird dadurch der gebotene breite Maßnahmenspielraum der Qualitätskontrollbehörde zur Sicherung der Angemessenheit und Funktionsfähigkeit des Qualitätssicherungssystems sichergestellt.
Begründung(en) des Beirats:
Die vorgeschlagenen Ergänzungen sollen das Qualitätssicherungssystem in bestmöglicher Form sicherstellen.
Qualitätssicherungsrichtlinie

§ 22.
Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat durch Verordnung eine Richtlinie über Qualitätssicherungsmaßnahmen und externe Qualitätsprüfungen zu erlassen. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat vor Erlassung den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen, die Qualitätskontrollbehörde, die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, den Sparkassen-Prüfungsverband und die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände anzuhören.


Qualitätssicherungsrichtlinie

§ 22. 


(1)
Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat durch Verordnung eine Richtlinie über Qualitätssicherungsmaßnahmen und externe Qualitätsprüfungen zu erlassen. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat vor deren Erlassung den Arbeitsausschuss für externe Qualitätsprüfungen, die Qualitätskontrollbehörde, die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, den Sparkassen-Prüfungsverband und die Vereinigung österreichischer Revisionsverbände anzuhören.

(2)
Die Richtlinie gemäß Abs. 1 hat insbesondere die folgenden Qualitätssicherungsmaßnahmen der Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften zu konkretisieren:
1.
Grundsätze der Berufsausübung,

2.
Fähigkeiten und Fachkenntnisse der Mitarbeiter eines Prüfungsbetriebes,
3.
Organisation des Prüfungsbetriebes,

4.
Dokumentation des Qualitätssicherungssystems,

5.
Gesamtplanung aller Abschlussprüfungsaufträge,

6.
Auftragsannahme und Auftragsfortführung,

7.
Vorliegen von generellen Anweisungen für die Durchführung von Abschlussprüfungen,

8.
Planung der Abschlussprüfungsarbeiten bei einzelnen Abschlussprüfungsaufträgen,

9.
Überwachung des Abschlussprüfungsablaufs,

10.
Beurteilung und Kontrolle der Abschlussprüfungsergebnisse und Abschlussprüfungsberichte und

11.
Entscheidung über das Abschlussprüfungsurteil.

Änderung(en) des Beirats:

Gemäß § 22 Abs. 1 idgF hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit eine Durchführungsrichtlinie durch Verordnung zu erlassen, die Qualitätssicherungsmaßnahmen und Aspekte der externen Qualitätsprüfungen der Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften konkretisiert. Näher geht dieser § 22 Abs 1 idgF nicht auf den Inhalt dieser Richtlinie ein. Der Beirat zweifelt die ausreichende Bestimmtheit dieser Regelung an und fügt diesbezüglich § 22 Abs. 2 und Abs. 3 nF ein. 
Begründung(en) des Beirats:

Eine Konkretisierung des Inhalts der Verordnung erscheint aus verfassungsrechtlichen Gründen notwendig. 

(3)
Die Richtlinie gemäß Abs. 1 hat insbesondere die folgenden Aspekte von externen Qualitätsprüfungen zu konkretisieren:

1.
kapitalmäßige, finanzielle oder persönliche Bindung des Qualitätsprüfers zum zu überprüfenden Abschlussprüfer oder zur zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft, die den für die Berufsausübung geltenden Unvereinbarkeitsregeln zuwider läuft, gemäß § 6,
2.
wechselseitige externe Qualitätsprüfungen gemäß § 6,
3.
wichtige Gründe, die eine Kündigung eines Auftrages zur Durchführung der externen Qualitätsprüfung rechtfertigen, gemäß § 9 Abs. 1,
4.
Bericht des Qualitätsprüfers über das Ergebnis seiner bisherigen Prüfung im Falle einer Kündigung eines Auftrages zur Durchführung einer externen Qualitätsprüfung gemäß § 9 Abs. 3,
5.
spezielle Schulungen oder einschlägige Erfahrungen auf dem Gebiet der Qualitätssicherung gemäß § 10 Abs. 2 Z 2,
6.
Fortbildung gemäß § 10 Abs. 7 und § 10 Abs. 8 Z 4,
7.
Prüfbericht des Qualitätsprüfers gemäß § 13 Abs. 1,
8.
spezielle Schulungen oder einschlägige Erfahrungen auf dem Gebiet der Qualitätssicherung gemäß § 19 Abs. 3,
9.
jährlicher Tätigkeitsbericht über die Ergebnisse der externen Qualitätsprüfungen des Arbeitsausschusses für externe Qualitätsprüfungen gemäß § 19 Abs. 6,
10.
gleichwertige nicht im Rahmen dieses Bundesgesetzes durchgeführte Qualitätsprüfungen gemäß § 19 Abs. 8,
11.
jährlicher öffentlicher Bericht der Qualitätskontrollbehörde gemäß § 20 Abs. 5 Z 16,
12.
geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Angemessenheit und Funktionsfähigkeit des Qualitätssicherungssystems gemäß § 20 Abs. 6 Z 2.
Strafbestimmung

§ 23.
Wer als ein dem Qualitätssicherungssystem unterliegender Berufsberechtigter angeordnete Maßnahmen nicht befolgt oder die erteilte Bescheinigung im Falle des Widerrufs nicht zurückstellt oder Pflichtprüfungen ohne aufrechter Bescheinigung durchführt, ist nach den Bestimmungen des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes in der geltenden Fassung, zu bestrafen.


Strafbestimmung

§ 23. 


(1)
Die Qualitätskontrollbehörde kann Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften durch mittels Bescheide zu verängende Zwangsstrafen bis zu EUR 3.600 dazu anhalten, angeordnete Maßnahmen, Bedingungen oder Auflagen zu befolgen oder erteilte Bescheinigungen im Falle des Widerrufs zurückzustellen.

(2)
Kommt der Betroffene einer Anordnung der Qualitätskontrollbehörde gemäß Abs. 1 innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides über die verhängte Zwangsstrafe nicht nach, so ist die Zwangsstrafe bis zu EUR 7.260 zu erhöhen und der Bescheid über die verhängte Zwangsstrafe zu veröffentlichen.

Änderung(en) des Beirats:

§ 120 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz idgF enthält nach Ansicht des Beirats keine der in § 23 idgF dieses Bundesgesetzes angesprochenen Bestimmungen. Dieser Umstand wird auch in den erläuternden Bemerkungen angesprochen. Die bisherige Formulierung war daher nach Ansicht des Beirats nicht aufrecht zu erhalten. Der Beirat möchte daher § 23 idgF durch eine Analogie zu § 24 Firmenbuchgesetzes, BGBl. I Nr. 161/2004, ersetzen. § 23 Abs. 1 und 2 nF setzen diese Analogie um.
Begründung(en) des Beirats:

Der Hinweis auf eine Bestrafung nach dem Wirtschaftstreuhandberufsgesetz idgF geht nach Ansicht des Beirats ins Leere, insbesondere für die nicht dem Wirtschaftstreuhandberufsgesetz idgF unterliegenden Genossenschaften. Die Übernahme einer vergleichbaren Bestimmung aus dem Firmenbuchgesetz bietet eine adäquate Lösung. Die Veröffentlichung über eine verhängte Zwangsstrafe bedeutet für den Abschlussprüfer und die Prüfungsgesellschaft infolge des damit verbundenen Imageverlustes die angemessene Konsequenz. Auf die geplanten Bestimmungen im Gesellschaftsrechtsänderungsgesetz 2005 zur Informationspflicht über die Teilnahme an einem Qualitätssicherungssystem an den Aufsichtsrat durch den Abschlussprüfer oder durch die Prüfungsgesellschaft ist in diesem Zusammenhang besonders hinzuweisen.
Geschlechtergerechter Sprachgebrauch

§ 24.
Alle personenbezogenen Bezeichnungen sind in der Form zu verwenden, die das Geschlecht des Trägers zum Ausdruck bringt.

Übergangsbestimmungen

§ 25.

(1)
§ 4 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass die erste externe Qualitätsprüfung bis spätestens 31. Dezember 2007 durchgeführt sein muss.

(2)
§ 4 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, dass die erste externe Qualitätsprüfung bis spätestens 31. Dezember 2010 durchgeführt sein muss.

(3)
§ 10 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, dass bis zum Ablauf des 31. Dezember 2007 eine Gesellschaft auch bestellt werden kann, wenn noch keine Bescheinigung vorliegt. Die Bestellung ist in diesem Fall bis zum 31. Dezember 2007 zu befristen.

In-Kraft-Treten

§ 26.
Dieses Bundesgesetz tritt mit xx.xx.xxxx in Kraft.

Vollziehung

§ 27.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit betraut.


Geschlechtergerechter Sprachgebrauch

§ 24. 
Alle personenbezogenen Bezeichnungen sind in der Form zu verwenden, die das Geschlecht des Trägers zum Ausdruck bringt.

Übergangsbestimmungen

§ 25.

(1)
§ 4 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass die erste externe Qualitätsprüfung bis spätestens 31. Dezember 2007 durchgeführt sein muss.

(2) 
§ 10 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, dass bis zum Ablauf des 31. Dezember 2007 eine Prüfungsgesellschaft auch bestellt werden kann, wenn noch keine Bescheinigung vorliegt. Die Bestellung ist in diesem Fall bis zum 31. Dezember 2007 zu befristen.

Übergangsbestimmungen

§ 25. (in eventu)

(1) 
§ 4 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass die erste externe Qualitätsprüfung bis spätestens 31. Dezember 2007 durchgeführt sein muss.

(2) 
§ 4 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, dass die erste externe Qualitätsprüfung bis spätestens 31. Dezember 2008 durchgeführt sein muss.

(3) 
§ 10 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, dass bis zum Ablauf des 31. Dezember 2007 eine Prüfungsgesellschaft auch bestellt werden kann, wenn noch keine Bescheinigung vorliegt. Die Bestellung ist in diesem Fall bis zum 31. Dezember 2007 zu befristen.

In-Kraft-Treten

§ 26. 
Dieses Bundesgesetz tritt mit xx.xx.xxxx in Kraft.

Vollziehung

§ 27. 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit betraut.
Änderung(en) des Beirats:

§ 25 nF gilt für den Fall, dass § 4 nF und somit das verpflichtende Dreijahresintervall für alle Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften anerkannt wird.
§ 25 (in eventu) nF gilt für den Fall, dass § 4 (in eventu) nF und somit die Differenzierung in verpflichtende Drei- und Sechsjahresintervalle umgesetzt wird. In § 23 (in eventu) nF hat der Beirat allerdings den Zeitpunkt, bis zu dem die erste externen Qualitätsprüfung von Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften, die unter das verpflichtende Sechsjahresintervall fallen, durchgeführt sein muss, auf den 31. Dezember 2008 vorverlegt.
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